
F1 Präsidium

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 18.03.2024

Tagesordnungspunkt: 2 Eröffnung und Formalia

Antragstext

1

2

Der Landesvorstand schlägt folgende Personen für das Präsidium der
Landesmitgliederversammlung am 06. und 07. April in Rostock vor:

3 Ida Feldmann

4 Klara Hansen

5 Henry James Heinrich

6 Tobi Krug

7 Marie Rheinländer

8 Björn Suhr

Begründung

Das Präsidium besteht sowohl aus Mitgliedern, die bereits Erfahrung mit der Arbeit im Präsidium haben, als

auch aus Mitgliedern, die damit noch nicht vertraut sind. Dadurch soll mittelfristig eine Wissensweitergabe

innerhalb des Verbandes gewährleistet werden.



F2 Formalia

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 04.03.2024

Tagesordnungspunkt: 2 Eröffnung und Formalia

Antragstext

1 Für Redezeiten wird folgendes Verfahren vorgeschlagen: 

2

3

4

5

6

Die allgemeine Redezeit beträgt 3 Minuten. Die Redeliste wird durch das
Präsidium geführt. Es gibt keine gesetzten Redebeiträge.
Für die Einbringung von Anträgen sind 4 Minuten vorgesehen. Abweichend davon
sind für die Einbringung und Gegenrede des Leitantrags bis zu 7 Minuten
vorgesehen.

7 Für die Vorstellung der Kandidierenden wird folgendes Verfahren vorgeschlagen:

8

9

10

11

12

Die Vorstellungszeit beträgt 4 Minuten. Im Anschluss können bis zu 2 Fragen
gestellt werden, für deren Beantwortung die Bewerber*innen insgesamt 1 Minute
Zeit haben. Sind Bewerber*innen nicht persönlich anwesend, werden keine Fragen
beantwortet. Dafür wird die Vorstellungszeit dieser Bewerber*innen um 1 Minute
verlängert.

Begründung

Die Formalia orientieren sich an den vorangegangenen Landesmitgliederversammlungen.



F3 NEU Tagesordnung

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 04.03.2024

Tagesordnungspunkt: 2 Eröffnung und Formalia

Antragstext

1

2

Der Landesvorstand schlägt folgende Tagesordnung für die
Landesmitgliederversammlung am 06. und 07. April in Rostock vor:

3 Samstag, 06.04. 

4 TOP 1 Eröffnung und Formalia

5 TOP 2 Politische Rede

6 TOP 3 Grußworte

7 TOP 4 Bericht zur politischen Lage in Sachsen

8 TOP 5 Dringlichkeitsanträge

9 TOP 6 Leitantrag

10 TOP 7 V-Anträge

11 TOP 8 Satzungsänderungsanträge

12 Sonntag, 07.04.

13

14

15

16

17

TOP 9 NEU LaVo-Wahl Schatzmeister*in

Top 10 NEU ggf. LaVo-Wahl Beisitzer*in

TOP 11 Bericht aus dem altgrünen Landesvorstand
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F3 NEU Tagesordnung

18 TOP 12 Wahl GJ-Mitglied im altgrünen LaVo

19 TOP 13 Wahl GJ-Delegierte zum Landesdelegiertenrat

20 TOP 14 Wahl GJ-Delegierte zur Landesdelegiertenkonferenz

21 TOP 15 Bericht aus der Mitte-Ost-AG

22 TOP 16 Ausblick auf die nächste Kampagnenphase

23 TOP 17 Ende der Versammlung

Begründung

Die vorgeschlagene Tagesordnung ergibt sich aus den notwendigen Tagesordnungspunkten einer

Landesmitgliederversammlung. Neben den Antragsdebatten schlagen wir vor die Wahl des Mitglieds im

altgrünen Landesvorstand sowie die Wahl der Delegierten zum Landesdelegiertenrat (LDR) und zur

Landesdelegiertenkonferenz (LDK) vorzuziehen, um so langfristig die LMV im Herbst zu entlasten.



L1 Menschen statt Grenzen schützen 

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 06.03.2024

Tagesordnungspunkt: 6 Leitantrag

Antragstext

1

2

3

4

5

6

7

8

9

Kaum ein politisches Thema ist so aufgeladen wie das der Migrations- und
Asylpolitik. All das vor dem Hintergrund, dass allein in diesem Jahr über 209
Menschen bei der Flucht über das Mittelmeer verschwunden oder gestorben sind.
Dennoch wird in Politik und Gesellschaft vor allem über überlastete Kommunen und
über Bezahlkarten gestritten oder Scheindebatten über Zahnarzttermine geführt.
Gleichzeitig wird das gemeinsame europäische Asylsystem (GEAS) verschärft,
Abschiebungen erleichtert, ein Flüchtlings-Deal mit Tunesien auf den Weg
gebracht und die Möglichkeit von Asylverfahren in Drittstaaten, wie
beispielsweise Ruanda, ins Spiel gebracht.

10 Von Europa bis in die Kommunen

11

12

13

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

25

26

27

28

29

30

31

Das Konfliktthema Migration beherrscht alle politischen Ebenen; durch Rechte und
Konservative wird es instrumentalisiert und das Narrativ von „uns" und
geflüchteten Menschen, als "die Anderen" in den Fokus gerückt. Dies führt zu
Beschlüssen für deutlich restriktivere Gesetzgebungen. Die
Asylrechtsverschärfungen durch GEAS bedeuten faktisch, dass das individuelle
Recht auf Asyl abgeschafft und durch sogenannte Grenzverfahren ersetzt wird.
Infolgedessen wird es möglich sein Migrant:innen, auch Familien mit Kindern, bis
zu mehreren Monaten in haftähnlichen Lagern an den europäischen Außengrenzen
festzuhalten und letztendlich anhand der Anerkennungschancen, des
Herkunftslandes und Fluchtroute einen Bescheid auszustellen, ohne individuelle
Gründe zu prüfen. In Deutschland haben anhaltende Forderungen der Rechten und
Konservativen, die die Regierung mit ihrer migrationsfeindlichen Rhetorik vor
sich hertreiben, die Einführung von Bezahlkarten für Asylbewerber:innen bewirkt.
Die konkrete Ausgestaltung kann von Ländern und Kommunen vorgenommen werden –
Mecklenburg-Vorpommern möchte das Verfahren durch eine eigene Ausschreibung
beschleunigen. Dabei steht bereits fest, dass die Bezahlkarte mit einer
Stigmatisierung geflüchteter Menschen einhergehen wird. Wir als Grüne Jugend MV
sprechen uns entschieden gegen diese diskriminierende Instrumente aus. Wir
positionieren uns klar gegen Abschottung, gegen eine Festung Europa und gegen
die systematische Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer Herkunft. Für uns
ist klar, ein Europa, das sich zum Thema Migration offen und solidarisch
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L1 Menschen statt Grenzen schützen

32 verhält, bedeutet Willkommenskultur - auch auf kommunaler Ebene.

33 Nullsummenspiel und Scheindebatte

34

35

36

37

38

39

40

41

42

43

44

45

46

47

48

Wenn politisch über die Herausforderungen der Migration gesprochen wird, geht es
in der Regel nicht um die geflüchteten Menschen und ihre Bedürfnisse.
Stattdessen seien sie der Grund für fehlende soziale Infrastruktur wie
Kitaplätze, denn, so die Logik: Es ist nicht genug für alle da. Diese Erzählung
wird vor allem dann bemüht, wenn es darum geht, zu verschleiern, dass zuständige
Regierungen bei der ausreichenden Bereitstellung der nötigen Infrastruktur
versagen. Bequemerweise wird durch diese Diskussion davon abgelenkt, dass die
eigentliche Frage doch lauten müsste: Wieso ist nicht genug für alle da? Wieso
wird durch den Staat nicht eine Grundversorgung bereitgestellt, die für alle
reicht? Wie kann es sein, dass mit Neiddebatten von dem fatalen Sparkurs der
Regierung abgelenkt wird? Klar ist, dass wir dieses Spiel nicht mitspielen. Wir
hinterfragen das System, welches solche Debatten überhaupt erst ermöglicht und
kritisieren die Verantwortungsverschiebung. Eine starke Zivilgesellschaft ist in
der Pflicht, auf diese Ungleichgewichte hinzuweisen, bis sie sich verändert
haben.

49 Ein solidarisches Europa durch starke Kommunen

50

51

52

53

54

55

56

57

58

59

60

61

62

63

64

65

Statt uns an rechten Narrativen und Skandalisierungen abzuarbeiten, wollen wir
eigene Themen setzen und die Debatte über Migration aus einer linken Perspektive
führen. Zentral ist für uns dabei, die Menschlichkeit ins Zentrum von Politik zu
stellen. Dazu gehört an erster Stelle die Schaffung sicherer Fluchtrouten.
Dadurch würden faire Bedingungen für die Inanspruchnahme des Rechtes auf Asyl
geschaffen werden, statt dass Menschen sich auf eine lebensgefährlich Flucht
begeben müssen, gleichzeitig würde die Schlepperei effektiv bekämpft werden.
Anschließend müssen kommunal Strukturen geschaffen werden, die sich primär an
den Bedürfnisse der ankommenden Menschen orientieren und flexibel mit
Herausforderungen umgehen können. Dazu zählen u.a. dezentrale Unterbringung,
qualitativ hochwertige Betreuung und Minimierung von Abhängigkeitsverhältnissen,
zügiger Zugang zu Sprach- und Integrationskursen sowie dem Bildungssystem,
Versorgung traumatisierter Menschen, Zugang zum Arbeitsmarkt uvm. Dass das
möglich ist, wenn der politische Wille da ist, hat die Aufnahme der ukrainischen
Geflüchteten gezeigt. Grundlage dafür ist eine ausreichende finanzielle
Unterstützung der Kommunen.

66 Gefahr von Rechts – die deutsche Nicht-Willkommenskultur

67

68

69

70

Eine weitere Konsequenz der Debatte, wie sie aktuell geführt wird, ist die
Verharmlosung des Rechtsrucks in Deutschland. Trotz der Demonstrationen gegen
Rechts werden rechte Inhalte salonfähig und strukturelle Gewalt als Einzelfälle
abgetan. Forderungen, die vormals nur von NPD und AfD vertreten wurden, haben es
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L1 Menschen statt Grenzen schützen

71

72

73

74

75

– so weit nicht überraschend – in die Programme konservativer Parteien
geschafft. In Mecklenburg-Vorpommern wird das Kirchenasyl gebrochen,
Abschiebungen in die iranische Diktatur gehen weiter, die Bundesregierung stimmt
GEAS zu: Rechte Politik braucht keine rechte Regierung und wird auch von der
Grünen Partei mitgetragen.

76

77

78

79

80

81

Dieser tief verankerte Rassismus und bürokratische Kälte legen Menschen, die bei
uns ankommen, Stein um Stein in den Weg. Angesichts der Tatsache, dass die
weltweite Migration mit den Folgen der Klimakrise weiter zunehmen wird, ist ein
grundsätzliches Umdenken notwendig. Statt den Rechtsruck weiter zu befeuern und
die Schwächsten der Gesellschaft gegeneinander auszuspielen, darf nicht an
Sozialleistungen gespart werden und muss auf Umverteilung gesetzt werden.

82

83

84

85

86

87

Auf dem Weg zu einer Gesellschaft, einem Land, einer EU wie wir sie uns
vorstellen, ist noch viel zu tun. Wir als Grüne Jugend Mecklenburg-Vorpommern
setzen uns für eine radikale Änderung im Diskurs über Migration ein, indem wir
öffentlichkeitswirksam die Zusammenhänge aufdecken: Nicht Migrant:innen spalten
unsere Gesellschaft, sondern rechte Hetze. Wir kämpfen für eine Welt in der wir
Menschen schützen, nicht Grenzen.

Begründung

Die politische Debatte zu den Themen Asyl und Migration ist seit Jahren aufgeheizt und erlebt im Moment

einen erneuten Höhepunkt. Daher widmen wir uns der Debatte auf unserer Landesmitgliederversammlung und

möchten mit dem Leitantrag unsere Position zum Ausdruck bringen.



V1 Klare Kante gegen Rechts!

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 18.03.2024

Tagesordnungspunkt: 7 V-Anträge

Antragstext

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

In den vergangenen Wochen und Monaten sind in ganz Deutschland Hunderttausende
auf die Straßen gegangen, um gegen die AfD und Rechtsextremismus zu
demonstrieren. Besonders bemerkenswert sind die Kundgebungen im ländlichen Raum,
wie Bützow, Bergen oder Teterow, wo sich die Menschen trauten für ihre
Überzeugungen einzutreten und Gesicht zu zeigen, trotz einer realen Gefahr
rechter Gewalt, die sich teilweise in Form von Neonazis am Rand versammelt
hatte. Das erfordert Mut, der nicht zuletzt auch von bisher kaum politisch
aktiven Menschen aufgebracht wurde. Die Demonstrationen können dabei aber nur
der erste, wenn auch wichtige Schritt sein, um eine gesellschaftliche
Gegenentwicklung zu ermöglichen. Sie stellen die Grundlage dar für die
Formulierung konkreter politischer Forderungen sowie demokratisches Engagement,
das darüber hinausgeht. Das ist eine Weiterentwicklung der aktuellen
"Demokratiebewegung", die jetzt dringend notwendig ist.

14

15

16

17

18

19

20

21

22

23

Ein Rechtsruck droht nicht mehr, er ist längst real. Das bedeutet, dass er weit
mehr umfasst, als nur die erschreckend hohe Zustimmung zur AfD und ihren
Deportationsfantasien. Rassismus ist in Deutschland immer noch an der
Tagesordnung. Wir erleben, wie das Sagbare immer weiter verschoben wird und der
verbalen Gewalt Taten folgen, die als „Einzelfälle“ abgetan werden. Wir erleben
eine Politik, die das nicht wahrhaben möchte, geschweige denn effektive
Gegenmaßnahmen ergreift. Die Politik, auch die von SPD und Grünen, versucht
dabei, sich selbst immer weiter rechts zu positionieren, um weitere Forderungen
und Debatten rechter Akteur*innen zu beenden. Dieser Versuch, die AfD zu
bekämpfen, leistet ihr am Ende nur Vorschub.

24

25

26

27

28

29

30

31

Wir fordern, dass der strukturell und gesellschaftlich verankerte Rassismus, der
durch den Rechtsruck befördert wird, nicht mehr heruntergespielt, sondern
ernstgenommen wird - als das was er ist: Eine Gefahr für die Vielfältigkeit, für
die Selbstbestimmung und für Menschenleben. Statt rechte Narrative aufzunehmen
und als berechtigte Sorgen zu deklarieren, muss dem klar widersprochen werden,
von uns als Zivilgesellschaft und von allen demokratischen politischen Parteien.
Was es braucht, ist eine Politik, die Ängste nimmt, statt Ängste erzeugt und
sich konsequent für Maßnahmen zur Förderung von Demokratie einsetzt. Dazu gehört

Seite 1 / 2



V1 Klare Kante gegen Rechts!

32

33

beispielsweise der Erhalt des Anklamer Demokratiebahnhofs, dessen Schließung wir
veruteilen.

34

35

36

37

Was es braucht, sind sozialpolitische Maßnahmen im großen Stil sowie regional
Strukturpolitik, um Armut und Benachteiligung zu reduzieren. Denn wer Angst um
die eigene Existenz hat, der wird anfälliger für rechtsextreme Ideen und
Narrativen.

38

39

40

41

Als GRÜNE JUGEND Mecklenburg-Vorpommern setzen wir uns für eine solidarische
Gesellschaft ein und stellen uns dem gesellschaftlichen Rechtsruck mit eigenen
Visionen entgegen. Unsere Antwort ist sozialgerechte Politik. Die Gefahr ist
real, darum brauchen wir sie JETZT - dringender als je zuvor.

Begründung

Der Rechtsruck in unserer Gesellschaft ist real. Daher haben wir im Landesvorstand diesen Antrag erarbeitet,

den wir ausdrücklich als Ergänzung zum Leitantrag verstehen. Die weitere inhaltliche Begründung erfolgt

mündlich.



V2 Wir fahren zusammen - für eine sozialgerechte Verkehrswende

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 18.03.2024

Tagesordnungspunkt: 7 V-Anträge

Antragstext

1

2

3

4

5

6

7

8

Wir alle brauchen einen Nahverkehr, auf den wir uns verlassen können, in der
Stadt genauso wie auf dem Land. Nur so kommt jede*r sicher und günstig zur Uni,
Arbeit, ans Meer oder zum Sport. Bus- und Bahnfahrer*innen transportieren
täglich Millionen Menschen. Sie sorgen dafür, dass jede*r mobil sein kann. Die
Beschäftigten machen einen extrem wichtigen Job für uns und das Klima. Aber
immer mehr Fahrten fallen aus. Der Linienplan ist nicht angepasst an den
Verkehr. Auf dem Land fährt oft kein einziger Bus mehr und die Verbindungen
zwischen Stadt und Land passen nicht zu den Bedürfnissen.

9

10

11

12

13

14

Es gibt zu wenig Busfahrer*innen, weil die Arbeitsbedingungen so schlecht sind.
So werden Verbindungen immer unsicherer, und darunter leiden diejenigen am
meisten, die auf den Nahverkehr dringend angewiesen sind, wie Kinder, alte
Menschen und Behinderte. Verkehrsminister Wissing und die FDP kümmern sich nicht
um mehr Personal und bessere Arbeitsbedingungen in Bus und Bahn. Stattdessen
verhelfen sie Großkonzernen zu weiteren Milliardengewinnen.

15

16

17

18

19

20

21

22

23

24

Einen fairen und zuverlässigen Nahverkehr kann es nur geben, wenn sich die
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten verbessern. Und das geht nur, wenn endlich
mehr Geld in Busse und Bahnen gesteckt wird. Dass das nicht passiert, sind
politische Entscheidungen! Es ist die Entscheidung von Volker Wissing und Co.
Geld in den weiteren Ausbau von Autobahnen statt in den öffentlichen Nahverkehr
zu stecken. Das ist Politik für die Autofahrer*innen, und diejenigen, die nicht
auf den ÖPNV angewiesen sind. Eine solche Politik, die die Ärmsten gegeneinander
ausspielt und nur die Interessen der Reichsten im Blick hat, gilt es zu
bekämpfen. Deshalb stehen wir solidarisch an der Seite der Streikenden und
hinter dem Bündnis "wirfahrenzusammen".

25

26

27

28

29

In 15 Bundesländern laufen die Tarifverhandlungen über die Arbeitsbedingungen,
so auch in MV. Bei diesen Verhandlungen kämpfen die Beschäftigten für bessere
Arbeitsbedingungen, um das Personal im Nahverkehr zu halten und das
Nahverkehrsangebot sicherzustellen. Lange Dienste, kaum Pausen und der ständige
Zeitdruck führen zu einer enorm hohen Arbeitsbelastung, der sich auch im
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V2 Wir fahren zusammen - für eine sozialgerechte Verkehrswende

30

31

32

33

34

35

36

37

Krankenstand der Beschäftigten widerspiegelt. Bis 2030 werden bundesweit circa
80.000 Beschäftigte fehlen, es fallen immer mehr Busse aus, ganze Linien werden
gestrichen, und in vielen ländlichen Regionen kann man von regelmäßigen Bussen
und Bahnen nur träumen. Dieser Entwicklung muss jetzt durch bessere
Arbeitsbedingungen und Investitionen in den Nahverkehr entgegengewirkt werden!
Nur durch einen gut ausgebauten und gut finanzierten Nahverkehr kann man die
Klimaziele im Verkehrssektor erreichen. Denn eine sozialgerechte Verkehrswende
braucht einen gut funktionierenden Nahverkehr !

Begründung

Als GRÜNE JUGEND MV haben wir uns in den letzten Monaten im Bündis #wirfahrenzusammen engagiert.

Mit dem Antrag möchten wir die Anliegen und die Debatte auf unsere Landesmitgliederversammlung holen

und klar machen, dass wir an der Seite der Streikenden stehen.



V3 Gesellschaftlicher Zusammenhalt fängt vor Ort an

Gremium: Landesvorstand

Beschlussdatum: 21.03.2024

Tagesordnungspunkt: 7 V-Anträge

Antragstext

1

2

3

4

5

6

7

8

9

10

11

12

13

14

15

Wir leben in einer andauernden Krisensituation: Klimakrise, Corona-Pandemie, der
Angriff Russlands auf die Ukraine, die Inflation und der erneut aufgeflammte
Krieg im Nahen Osten. Dieser dauerhafte Krisenzustand löst bei vielen Menschen
ein Ohnmachtsgefühl aus - und darüber hinaus verschärft er die soziale
Ungleichheit, was zu Abstiegs- und Verlustängsten führt. Verantwortungsvolle
Politik sollte sicher daher schleunigst um nachhaltige Lösungen und
verantwortungsvolle Kommunikation bemühen, doch stattdessen rückt die Politik in
Deutschland immer weiter nach rechts - und sucht einfache Lösungen für komplexe
Fragen. Die Correctiv-Recherchen Anfang des Jahres haben gezeigt, was eigentlich
bereits bekannt war: Nazis planen Nazi-Politik. Im Anschluss sind in ganz
Deutschland extrem viele Menschen auf die Straße gegangen, um für die
Demokratie, für den Schutz unseres Rechtsstaates und gegen Rechtsextremismus zu
demonstrieren. Diese Demos sind extrem wichtig - und es ist vor allem gut, wenn
Menschen auf die Straße gegangen sind, die sonst nicht viel mit Politik zu tun
haben. Aber uns ist auch klar: die Demos allein reichen nicht!

16 Soziale Politik auf allen Ebenen

17

18

19

20

21

22

Um den multiplen Krisen zu entkommen und damit diese nicht zu noch größeren
Schäden in der Gesellschaft führen, braucht es endlich soziale Politik - im
Bund, im Land und in den Kommunen. Die bevorstehenden Kommunalwahlen geschehen
nicht im luftleeren Raum. Hier spiegeln sich vor allem die Debatten, die im
gesamten Land geführt werden und werden mit politischen Beispielen und Personen
vor Ort verknüpft.

23 Klimakrise auch vor Ort bekämpfen!

24

25

26

27

28

Die Klimakrise droht in der aktuellen Krisensituation unterzugehen. Die von ihr
ausgehende Bedrohung findet scheinbar immer weniger Aufmerksamkeit und die
Mehrheiten für Klimapolitik schwinden. Dabei bedrohen die extremen Folgen die
ganze Welt, aber auch ganz konkret Mecklenburg-Vorpommern. Bereits jetzt erleben
wir Hitzesommer mit Dürren und Waldbränden, Extremwettereignisse wie Sturmfluten
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V3 Gesellschaftlicher Zusammenhalt fängt vor Ort an

29

30

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40

und Starkregen und der Anstieg des Meeresspiegel bedroht die Küstenregionen
existentiell. Klar ist: In der aktuellen Klimapolitik braucht es vor allem auf
internationaler Ebene Kraftanstrengungen und ein radikales Umdenken. Doch auch
die Kommunen haben in Fragen des Klimawandels Gestaltungsspielraum. Die
Sanierung des gesamten Gebäudebestands, den Ausbau des ÖPNVs und die Versorgung
mit erneuerbaren Energien liegen in kommunaler Verantwortung und zeigen, dass
Kommunen sich auf Jahrzehnte der weiteren Erderhitzung vorbereiten sollten.
Gleichzeitig darf nicht aus dem Blick geraten, dass die Klimakrise vor allem die
soziale Frage verschärfen wird. Diejenigen, die wenig zur Klimakrise beigetragen
haben, bekommen die Auswirkung zuerst und am drastischsten zu spüren, und das
bereits auf kommunaler Ebene. Die Klimakrise wird zur Verteilungsfrage - das
muss von der Politik auf allen Ebenen erkannt und angegangen werden.

41 Wohnenraum für alle statt Gewinne für wenige!

42

43

44

45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

Klimaanpassung heißt vor Ort auch: klug konstruierter öffentlicher Wohnungsbau.
Dieser schließt den Bau der notwendigen Infrastruktur wie Kitas, Schulen und
Freizeitangebote ein und verhindert zugleich exzessive Segregation. Denn viel zu
oft findet sich bezahlbarer Wohnraum nur noch am Stadtrand, beliebte Viertel
können sich viele nicht mehr leisten. Das liegt auch daran, dass die Kommunen in
den letzten Jahrzehnten, um Schulden abzubauen, immer mehr Wohnraum verkauft
haben. Folgen dieser Privatisierung sind Gewinnmaximierung auf der einen und
extreme Mieten auf der anderen Seiten. Damit muss Schluss sein.
Wohnraumförderung sollte ausschließlich für gemeinnütziges Wohnen eingesetzt
werden, Kommunen sollten ein Vorkaufsrecht bei Grundstücksverkäufen bekommen und
es darf keinen weiteren Ausverkauf öffentlicher Immobilien geben. Wohnen ist
eine der zentralen politischen Frage in den Kommunen. Die Grundversorgung und
nicht die Gewinnmaximierung muss deshalb im Zentrum der Politik stehen.

55 Mobilität ist ein Grundrecht!

56

57

58

59

60

61

62

63

64

65

66

67

68

Auch die öffentliche Infrastruktur wird seit Jahrzehnten nicht mehr zur
Bereitstellung der Grundversorgung der Menschen ausgestaltet. Insbesondere der
Bereich des öffentlichen Nahverkehrs wird schlecht ausfinanziert. Dabei ist es
ein guter öffentlicher Nahverkehr der soziale Teilhabe, unabhängig von
Geschlecht, Wohnort und Geld, ermöglicht. Gerade für die vielen ländlichen Räume
in MV braucht es zuverlässige Busverbindungen zu den Knotenpunkten in den
Regionen. Busse und Bahnen müssen barriereärmer werden: Bahnhöfe, Haltestellen,
Fuhrpark und mehr müssen auf die Lebensrealitäten aller abgestimmt sein. Im
Moment haben wir einen Nahverkehr für die Wenigen. Behinderte, neurodivergente,
ältere Menschen müssen in der Planung des ÖPNVs mehr beachtet werden. Zudem ist
der Nahverkehr vor allem für männliche Personen ausgestaltet. Nahverkehr ist
nicht für FINTA*s geplant. Das muss sich ändern.Wir brauchen einen ÖPNV für die
Vielen!
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69 Kommunale Handlungsspielräume nutzen - Bildung verbessern!

70

71

72

73

74

75

76

77

78

79

80

81

82

Überfüllte Klassen, Lehrmaterial aus dem letzten Jahrhundert, ausgebrannte
Lehrkräfte. Die generelle Situation unser Schulen ist schlecht, das wissen wir
alle. Die Hauptverantwortung liegt bei den Bundesländern. Warum kümmert sich
niemand um die Probleme unserer Schulen? In den kommunalen Vertretungen und
Parlamenten werden die Interessen der Schüler*innen weder gut repräsentiert noch
vertreten. Die Ausstattung der Schulen ist in kommunaler Hand. Beispielsweise
gehören Turnhallen meistens den Kommunen und werden von den Schulen genutzt.
Auch die Ausgestaltung einer sinnvollen Integration von Geflüchteten in den
Schulen, die dazu beiträgt, dass diese schneller am gesellschaftlichen Leben
teilhaben können, ist ein Beispiel für den Handlungsspielraum und die
Verantwortung der Kommunen im Bereich Schulbildung. Wir fordern, dass Kommunen
ihren eigenen Spielraum für die Ausstattung der Schulen nutzen und somit die
Chancengerechtigkeit aller Schüler*innen verbessern!

83 Ausgrenzung von Migrant*innen stoppen!

84

85

86

87

88

89

90

91

92

93

94

95

96

97

Die Versorgung der vielen Geflüchteten ist bundesweit mangelhaft – auch in MV.
Sie werden örtlich und gesellschaftlich ausgelagert, was eine Dynamik der
Ausgrenzung bestärkt. Die Kommunen sind der Ort der Ausgestaltung von
Rahmenbedingungen: Unterkünfte, Versorgung, Bezahlkarten, Bildung, medizinische
Versorgung etc. Auch wenn die Migration auf Ebene der EU gelenkt wird, haben die
Kommunen Gestaltungsspielraum. Eine kommunale Möglichkeit zur Verbesserung der
Bedingungen für Geflüchtete ist der Zugang zur Arbeit. Viele Geflüchtete möchten
arbeiten, können dies aber nicht. Neben den aktuellen Verboten sind es auch die
kommunalen Behörden, die aus verschiedensten Gründen den Zugang verhindern - das
muss sich ändern! Außerdem braucht es eine bessere Anbindung und Ausstattung der
Unterkünfte. Grundsätzlich sollte deutlich mehr Wert auf Qualität und die
Bedürfnisse der Menschen gelegt werden, d.h. beispielsweise auch, dass dort wo
möglich, eine dezentrale Unterbringung statt großer Zentren gewährleistet wird.
Es darf nicht sein, dass selbst Mindeststandards nicht erreicht werden!

98 Gesellschaftlicher Zusammenhalt fängt vor Ort an

99

100

101

102

103

104

105

106

Politik geschieht auf vielen Ebenen - und vieles entscheiden eben nicht die
Kommunen. Doch Kommunen haben Handlungsspielraum - es wird Zeit, dass sie diesen
auch vollends nutzen. Politik für die Menschen wird vor allem vor Ort gemacht.
Es darf nicht weiter an der Gestaltung der Zukunft gespart werden. Deshalb
brauchen Kommunen eine ausreichende Finanzierung. Ein politisch beschlossener
Sparkurs darf nicht den Weg zu einer sozialgerechten Gesellschaft verhindern!
Über gesellschaftlichen Zusammenhalt wird auch vor Ort entschieden. Das fängt
mit guter Politik in den Kommunen an!
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Begründung

Der Antrag wurde zusammen mit den Kreisvorständen in einer Schreibgruppe erarbeitet und stellt unsere

Antwort auf die Kommunalwahl dar. Im Anschluss soll auf Grundlage des Antrags ein Argu-Papier für die

Kreisverbände erarbeitet werden, was dann in Gesprächen auf der Straße angewendet werden kann.



V4 Veröffentlichung der aktuellen Beschlusslage auf der Webseite

Gremium: GJ Greifswald

Beschlussdatum: 19.03.2024

Tagesordnungspunkt: 7 V-Anträge

Antragstext

1

2

Die Beschlüsse der Landesmitgliederversammlungen der Grünen Jugend Mecklenburg-
Vorpommern sollen auf der Webseite gj-mv.de veröffentlicht werden.

3

4

5

Außerdem soll in der Mitgliederwolke oder auf der Webseite ein Dokument
hinterlegt werden, das den Prozess und die formellen Voraussetzungen eines
Antrags erklärt.

Begründung

Für das Stellen von Anträgen sollen sich alle Mitglieder über die aktuelle Beschlusslage der Grünen Jugend

MV auf deren Webseite informieren können. Außerdem soll so gewährleistet sein, dass die Positionen der GJ

MV für Interessierte nachlesbar sind wie z.B. bei der GJ Niedersachsen, die Beschlüsse und Leitanträge der

LMVen auf ihrer Webseite unter "Positionen" veröffentlichen.

Mithilfe eines Erklärungsdokuments soll die Schwelle, einen Antrag zu stellen, besonders für Basismitglieder

gesenkt werden.



V5 Vernetzen, wachsen und selbstbewusst politisch tätig sein mit der

Grünen Jugend MV

Gremium: GJ Greifswald

Beschlussdatum: 19.03.2024

Tagesordnungspunkt: 7 V-Anträge

Antragstext

1

2

3

4

5

Unser Landesverband hat in den letzten Jahren ein beeindruckendes Wachstum
erlebt und sich kontinuierlich professionalisiert. Doch trotz dieser Erfolge
sind wir immer noch einer der kleinsten Verbände im Bund. Diese Tatsache
schränkt nicht nur unsere Handlungsmöglichkeiten ein, sondern hindert auch die
Weiterentwicklung unseres Verbandes.

6 Einbindung neuer Mitglieder

7

8

9

10

11

12

13

Deshalb begrüßen wir mit großer Begeisterung den Schwerpunkt der diesjährigen
Europakampagne auf die Mitgliederwerbung: Wir wollen mehr werden! Denn nur ein
starker Verband kann den Kampf für eine bessere Zukunft auf die Straße tragen
und dort den notwendigen Druck für progressive Politik erzeugen. Besonders
wichtig ist das Ziel, migrantisierte Personen und Jugendliche unter 20 Jahren
für die Grüne Jugend zu gewinnen, da ihre Perspektiven in unserem Verband noch
unterrepräsentiert sind.

14

15

16

17

18

19

20

21

22

Es ist jedoch entscheidend, dass die neu gewonnenen Mitglieder nach Abschluss
der Kampagne auch in unsere Strukturen integriert werden. Dazu sind spezifische
Bildungsangebote auf Landes- und Kreisebene sowie besondere Fördermaßnahmen
unerlässlich. Diese müssen in enger Zusammenarbeit zwischen dem Landesvorstand
und den Kreisvorständen für die zweite Hälfte des Jahres geplant und umgesetzt
werden. Den Startpunkt hat der Bundesverband mit seiner Neumitgliederstrategie
gelegt, die den Weg der Einbindung für neue Personen in die Grüne Jugend ebnen
soll. Diese Strategie muss in den Kreisverbänden umgesetzt und an die
Gegebenheiten in Mecklenburg-Vorpommern angepasst werden.

23 Vernetzung für gemeinsame Ziele

24

25

Nach der heißen Phase im Sommer müssen wir uns darauf konzentrieren, uns mit
anderen links-progressiven Organisationen zu vernetzen. Denn selbst nach
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26

27

28

29

30

31

32

33

Abschluss der Kampagne werden wir nicht genug Mitglieder gewonnen haben, um
unsere politischen Forderungen allein in MV durchzusetzen. Die Zusammenarbeit
mit anderen demokratischen Parteijugendorganisationen funktioniert oft gut, aber
auch andere Akteure aus der Zivilgesellschaft wie ProAsyl, NABU und DGB teilen
unsere Werte und Visionen. Gerade jetzt, wo immer mehr über Abschottung und
nicht genug über Integration gesprochen wird, sollten wir als Grüne Jugend MV
insbesondere Kontakt zu migrantischen Organisationen wie Migranet MV und den
dazugehörigen Migrant:innenselbstorganisationen aufbauen und pflegen.

34

35

36

37

38

39

40

41

Besonders in Zeiten eines europaweiten Rechtsrucks, von dem auch unsere
Mutterpartei nicht verschont bleibt, ist es entscheidend, dass die linken Kräfte
in unserem Land zusammenhalten und einander unterstützen. Auf Bundesebene war
dieser Prozess in den letzten Jahren bereits sehr erfolgreich, wie etwa die
Zusammenarbeit der GJ mit FFF und ver.di beim Bündnis "Wir fahren Zusammen"
gezeigt hat. Doch auch in MV könnte die Vernetzung noch verstärkt werden. Unsere
Kreisvorstände sollten daher in Absprache mit ihren Mitgliedern zeitnah eine
Vernetzungsstrategie in den Kreisverbänden vor Ort entwickeln.

42 Politisches Selbstbewusstsein

43

44

45

46

47

48

49

50

51

52

53

54

55

Reden ist Silber, Schweigen ist Gold. Keine Redewendung könnte mehr out of date
sein, als die Vorstellung besser zu schweigen, statt Unpassendes oder
Überflüssiges zu sagen. Als Mitglieder der Grünen Jugend müssen wir sprechfähig
sein zu den politischen Zielen und Strategien, die unser Verband umsetzen
möchte. Dabei gilt es vor allem darum Selbstbewusstsein aufzubauen, um sich in
politische Diskussionen einbringen zu können. Unsere Mitglieder sollen dazu
befähigt werden, auch im Alltag über links-progressive Politik zu sprechen.
Studien zeigen, dass schon ein kurzes Gespräch bei Menschen zu einem
nachhaltigen Umdenken führen kann. Diese Gespräche dürfen jedoch nicht nur
während Kampagnen stattfinden, sondern müssen auch im Bus, in der Mensa oder zu
Hause am Esstisch geführt werden. Hierfür sind Bildungsangebote erforderlich,
die nicht nur theoretische Analysen von Problemen bieten, sondern auch konkrete
Lösungsansätze sowie leicht verständliche Argumentationsstrategien vermitteln.
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